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Bericht 

über die Tagung der Beratenden Versammlung des Europarates 
vom 20. bis 28. Januar 1971 in Straßburg 


Der dritte Teil der 22. Sitzungsperiode der Beraten- 
den Versammlung des Europarates begann mit einer 
Debatte über mehrere vom Ausschuß für Wissen- 
schaft und Technologie vorgelegte Berichte. Abg. 
Richter (SPD) bedauerte es, daß sich die europäi- 
schen Staaten noch nicht auf eine gemeinsame Raum- 
fahrtpolitik geeinigt und eine Beteiligung am ameri- 
kanischen „Post -Apollo-Programm" in die Wege ge- 
leitet hätten, obwohl die Voraussetzungen hierfür 
im Augenblick besonders günstig seien. Die euro- 
päische Forschung habe bereits zu Ergebnissen ge- 
führt, die hoffen ließen, daß man bald ein eigenes 
Trägersystem anzubieten habe. Ein kohärentes euro- 
päisches Programm werde die atlantische Zusam- 
menarbeit erleichtern, während bilaterale Abspra- 
chen ohne große Wirkung bleiben müßten; man 
dürfe allerdings nicht mehr lange zögern, wenn die 
Amerikaner nicht das Interesse verlieren sollen. An 
den Kosten dürfte es jedenfalls nicht scheitern; sie 
könnten in Europa ziemlich leicht aufgebracht wer- 
den. 

Frau Abg. Dr. Walz (CDU/CSU) fragte, ob unter den 
augenblicklichen Gegebenheiten eine atlantische 
Partnerschaft überhaupt noch denkbar sei; eine Be- 
teiligung am „Post-Apollo-Programm" wäre nur 
möglich, wenn Frankreich, Großbritannien und die 
Bundesrepublik für eine gemeinsame Politik, und 
zwar für eine europäische Technologiepolitik, die 
über den Sektor Weltraumforschung hinausreiche, 
gewonnen werden könnten. Alle drei Staaten hätten 
die Aufgabe, ihre nationalen Pläne den europäischen 
Interessen unterzuordnen. Eine europäische Techno- 
logiepolitik dürfe auch nicht als Verlängerung der 
nationalen Technologiepolitik verstanden werden, 
sie müsse eigenständig sein, wenn auch die nationa- 
len Interessen darin zum Ausgleich gebracht werden 
sollten, und sie müßte ferner mit einer europäischen 
Industriepolitik in Übereinstimmung gebracht wer- 
den. Es sollten daher Koordinationsmechanismen 
geschaffen werden, um eine Verständigung über die 
eigenen Pläne und die Zusammenarbeit mit Außen- 
stehenden herbeizuführen. 


Zu einem Bericht über Fragen des Tierschutzes nahm 
Abg. Dr. Rinderspacher (SPD) im Namen des Agrar- 
ausschusses Stellung, der der Meinung war, daß 
Versuche an lebenden Tieren auf ein Mindestmaß 
beschränkt, aber wohl nicht ganz verboten werden 
könnten. Er schlug vor, ein internationales Experten- 
komitee mit der Sammlung alles erreichbaren wis- 
senschaftlichen Materials und der Aufstellung strik- 
ter Richtlinien für die Durchführung der Vivisektion 
zu beauftragen. 

Zu dem Punkt der Tagesordnung über den Kampf 
gegen rassische Diskriminierung nahm Abg. Blumen- 
feld (CDU/CSU) als Vorsitzender des Politischen 
Ausschusses Stellung und hob die langjährige und 
fruchtbare Tätigkeit des Europarates auf diesem Ge- 
biet hervor; trotzdem müßten seine Bemühungen 
fortgesetzt werden, da noch in vielen Teilen der 
Welt Minderheiten diskriminiert würden; wieder- 
holt habe der Europarat auf die Lage der Juden in 
Sowjetrußland und Polen aufmerksam gemacht. 

Abg. Pöhler (SPD) legte einen Bericht des Bevölke- 
rungs- und Flüchtlingsausschusses und den Entwurf 
einer Konvention über den rechtlichen Status der 
Gastarbeiter vor; es sei, so meinte er, eine unabding- 
bare Aufgabe des Europarates, für dieses Problem, 
das in allen Mitgliedstaaten höchst aktuell sei, eine 
menschenwürdige Lösung zu finden; die Konvention 
solle aber nicht nur für Staatsangehörige der Mit- 
gliedstaaten des Europarates gelten, sondern gerade 
auch für Gastarbeiter, die aus Ländern kommen, in 
denen die Menschenrechte häufig mißachtet werden. 
Die Konvention in ihrer gegenwärtigen Form sei 
zwar nur ein Notbehelf, aber im Augenblick sei es 
vordringlich, mindestens allgemeine Normen für die 
Rechtsstellung der Gastarbeiter aufzustellen. 

Bei der Vorlage eines Berichts des Rechtsausschusses 
über den rechtlichen Schutz der Verbraucher ging 
Abg. Alber (CDU/CSU) davon aus, daß es in allen 
Ländern Bestimmungen zum Schutz der Verbraucher 
gebe, eine vergleichende Studie aber zu einer Er- 
arbeitung nicht nur einheitlicher, sondern auch bes- 


Drudc: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/1924 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


serer Vorschriften führen würde, die um so unent- 
behrlicher seien, je internationaler der Markt und 
das Angebot werde. Verbraucherschutz dürfe nicht 
als Eingriff in die soziale Marktwirtschaft betrachtet 
werden, sondern als Transparentmachen des Mark- 
tes für den Käufer. In zwölf Punkten habe der Aus- 
schuß sich auf Kriterien geeinigt, die als richtungs- 
weisend sowohl für eine nationale wie für eine ge- 
meinsame europäische Ordnung angesehen werden 
sollten. 

Abg. Frau Klee (CDU/CSU) begrüßte es, daß sich der 
Europarat des Problems des Verbraucherschutzes an- 
nehmen und allgemein verbindliche Richtlinien aus- 
arbeiten wolle; besonders die Frauen seien dankbar, 
wenn sie bei dem Überangebot an Waren über 
deren Qualitäten zuverlässige Informationen erhiel- 
ten; eine einheitliche Kennzeichnung der Waren, 
eindeutige und übersichtliche Geschäftsbedingungen, 
vor allem auch beim Türverkauf, und der Ausbau 
des Kundendienstes seien Forderungen, die nicht nur 
berechtigt, sondern auch erfüllbar seien. 

Einen Bericht des Kommunalausschusses über den 
Ablauf der 8. Europäischen Gemeindekonferenz legte 
Abg. Hösl (CDU/CSU) vor, die, wie er sagte, posi- 
tive Arbeit geleistet habe und von den Mitglieds- 
regierungen wirksamer unterstützt worden sei als 
früher. Diese Konferenz sei der gegebene Gesprächs- 
partner sowohl für den Europarat wie für die EWG 
in Fragen der Kommunal- und Regionalpolitik; des- 
halb gebe der Ausschuß in seinen Entschließungen 
verschiedene Anregungen, wie die Arbeiten der Ge- 
meindekonferenz noch fruchtbarer gemacht werden 
könnten. 

Zum Thema Grundwasserverschmutzung des Rhein- 
tals führte Abg. Dr. Rinderspacher (SPD) aus, daß 
die Situation in der Rheinebene zwar besonders 
alarmierend, aber überall in Europa ähnlich beunru- 
higend sei. Nicht nur die Landwirtschaft werde un- 
mittelbar und existenzgefährdend davon betroffen, 
sondern die allgemeine Trinkwasserversorgung 
werde mehr und mehr in Frage gestellt; deshalb sei 
es sehr zu begrüßen, daß ein Spezialinstitut in Straß- 
burg sich intensiv mit entsprechenden Forschungen 
beschäftige, deren Ergebnisse von allgemeinem Nut- 
zen sein werden; aber jetzt schon seien Sofortmaß- 
nahmen erforderlich, die einer weiteren Verschmut- 
zung des Grundwasserspiegels Einhalt gebieten 
könnten; der Rhein zeige besonders deutlich, welche 
Folgen es haben werde, wenn nicht energische Maß- 
nahmen für die Reinhaltung unserer Gewässer er- 
griffen würden. 

Bundesinnenminister Genscher berichtete der Ver- 
sammlung über die Ergebnisse der ersten europäi- 
schen Raumordnungsministerkonferenz, die im 
Herbst vergangenen Jahres in Bonn stattgefunden 
hatte und die allein durch die Teilnahme von 19 Na- 
tionen und 16 Ministern bewiesen habe, wie lebhaft 
überall das Interesse an einer großzügigen Raum- 
ordnung sei, die ja längst nicht mehr als eine nur 
nationale Angelegenheit betrachtet werden könne. 
Es habe sich gezeigt, daß die Probleme zwar in allen 
Staaten ähnlich seien, daß man aber noch verschie- 
dene Wege zu ihrer Lösung suche; immerhin habe 
man sich aber auf der Konferenz auf gewisse ge- 


meinsame Grundlagen einer europäischen Raum- 
ordnungspolitik einigen können. Vor allem müsse 
das Ungleichgewicht zwischen hochindustrialisierten 
Ballungsräumen und den Randgebieten beseitigt 
werden; weiterhin könnten Maßnahmen zum Schutz 
der Umwelt und der natürlichen Lebensgrundlagen 
einheitlich geplant und durchgeführt werden; der 
Umweltschutz sei das dringlichst zu lösende Problem 
dieses Jahrzehnts. Neue Verkehrsverbindungen zwi- 
schen den Wirtschaftszentren Europas und eine in- 
tensivere bilaterale Zusammenarbeit in den Grenz- 
regionen seien Themen der Konferenz gewesen, die 
laufend weiterdiskutiert werden sollten; dabei könn- 
ten die Nachbargebiete jenseits des Eisernen Vor- 
hangs einbezogen werden. 

Abg. Lemmrich (CDU/CSU) forderte in der Verkehrs- 
debatte, daß sich die Regierungen beim Ausbau ih- 
res Straßennetzes mehr als bisher mit ihren Nach- 
barländern absprechen, damit es nicht mehr vor- 
komme, daß Autobahnen plötzlich an einer Grenze 
zu Ende seien; eine großzügige Planung komme 
nicht nur den Verkehrsteilnehmern zugute, sondern 
vor allem auch den Regionen, die jetzt noch am 
Rande der europäischen Wirtschaftszentren liegen. 
Neue Verkehrssysteme und Verkehrstechniken sol- 
len jetzt schon gemeinsam erarbeitet werden. Nach 
seinen Informationen werde bis 1981 der Bau des 
Rhein-Main-Donau-Kanals, eine der ganz großen 
europäischen Verkehrsverbindungen, vollendet sein. 

Abg. Dr. Ahrens (SPD) legte einen Bericht des Kom- 
munalausschusses über das Problem der europäi- 
schen Grenzregionen vor, das nicht nur bilateral, 
sondern unter europäischen Aspekten gelöst werden 
müsse. Hierfür seien zunächst die rechtlichen und 
organisatorischen Grundlagen zu erarbeiten. Wenn 
auch die Planungen großzügig angelegt werden und 
unter den Regierungen abgesprochen werden müß- 
ten, so könne man doch nicht auf die fachlichen 
Kenntnisse und örtlichen Wünsche der unmittelbar 
betroffenen Gebiete verzichten; die gesellschaft- 
lichen Kräfte dieser Räume sollten auf alle Fälle bei 
der Planung eingeschaltet werden; im übrigen be- 
stünden jetzt schon in den Grenzregionen vielfach 
so ausgezeichnete bilaterale Kontakte, daß deren 
Mitarbeit nur befruchtend wirken könne. 

Der Vorsitzende des Geschäftsordnungsausschusses, 
Abg. Bauer (Würzburg) (SPD), unterrichtete die 
Versammlung von einigen Änderungen der gelten- 
den Geschäftsordnung, die den Zweck hätten, den 
Ablauf der Sitzungen flüssiger und die Tagesord- 
nungen praktikabler zu machen. 

Zum fünften Male berichtete Abg. Schmidt (Wür- 
gendorf) (SPD) vor der Versammlung über die Ent- 
wicklung in der Tschechoslowakei und sagte, wenn 
auch die Ereignisse von 1968 lange vorbei seien, so 
könne der Europarat doch nicht darauf verzichten, 
seine Beobachtungen und Besorgnisse über deren 
weitere Folgen vor der Weltöffentlichkeit zu doku- 
mentieren; er habe mit mehreren prominenten Exil- 
Tschechen aufschlußreiche Gespräche geführt und 
dabei festgestellt, daß die Menschenrechte dort vor 
allem bei der Durchführung politischer Prozesse und 
bei der Behandlung verdächtiger Personen gröblich 
verletzt würden. Alle die Praktiken, die in anderen 
kommunistischen Ländern üblich seien, um die Mei- 
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nungsfreiheit zu unterdrücken und die Diktatur der 
Partei zu stabilisieren, würden auch unter dem neuen 
Regime wieder angewandt, wenn diesem auch sehr 
daran gelegen sei, daß die internationale Öffentlich- 
keit wenig oder nichts davon erfahre. 

Abg. Sieglerschmidt (SPD) begrüßte es, daß die Be- 
ratende Versammlung als Gremium des demokrati- 
schen Europa die Lage in der Tschechoslowakei wei- 
terhin aufmerksam verfolge-, zwar habe auch sie es 
nicht verhindern können, daß der großartige Ver- 
such, der in jenem Prager Frühling begann, inzwi- 
schen wieder völlig zurückgenommen wurde; es ge- 
nüge aber auch nicht, die Dinge nur zu beklagen; 
er halte es für denkbar, daß durch Verstärkung der 
Kommunikation die Entwicklung in Sowjetrußland 
selbst positiv zu beeinflussen sei, und außerdem 
müsse versucht werden, durch eine Intensivierung 
der bilateralen und multilateralen Verbindungen mit 
den Ländern des Ostblocks die Verhältnisse dort zu 
verbessern; das sei zwar schwierig und langwierig, 
aber jedenfalls nützlicher als nur auf bessere Zei- 
ten zu warten. 

Im Anschluß an die Vorlage des Berichts des Mini- 
sterkomitees durch dessen Präsidenten, den norwe- 
gischen Außenminister Sven Stray fragte Abg. Blu- 
menfeld als Vorsitzender der Politischen Kommis- 
sion, ob die Zusammenarbeit zwischen der Ver- 
sammlung und dem Ministerkomitee, die sich in den 
letzten Jahren zweifellos verbessert habe, nicht noch 
fruchtbarer gestaltet und die Bedeutung des Europa- 
rates in der Weltpolitik dadurch beträchtlich gestei- 
gert werden könne. Da die Außenminister selbst nur 
zweimal im Jahr Zusammenkommen, sollten die 
Kompetenzen der Stellvertreter der Minister erwei- 
tert werden, was wiederum eine entsprechende 
diplomatische Qualifizierung der Ministerstellver- 
treter zur Voraussetzung habe; weiterhin sollte der 
Dialog zwischen den Mitgliedern der Versammlung 
und des Ministerkomitees vor allem im Gemischten 
Ausschuß nicht nur häufiger, sondern auch substan- 
tieller geführt und die schriftlichen Antworten der 
Minister konkreter gehalten werden. Minister Stray 
antwortete, daß die Unzulänglichkeit teils auf die 
Konstruktion des Europarates selbst zurückzufüh- 
ren sei und daß es anderenteils an den nationalen 
Regierungen liege, welche Bedeutung sie der poli- 
tischen Funktion des Europarates beimessen würden; 
er yrerde sich im Ministerkomitee dafür einsetzen, 
daß schon bald eine Sitzung des Gemischten Aus- 
schusses stattfinden werde. 

Für die politische Debatte, an der auch der öster- 
reichische Bundeskanzler Kreisky teilnahm, lagen 
u. a. Berichte des österreichischen Sozialisten Czer- 
netz über die Ost-West-Beziehungen und die Fort- 
schritte der europäischen Integration vor. Der Be- 
richterstatter ging davon aus, daß sich die Beziehun- 
gen zwischen Ost und West seit der Herbsttagung 
der Beratenden Versammlung eher verschlechtert 
als verbessert hätten. 

Bundeskanzler Kreisky war der Meinung, daß der 
geistige Prozeß der Liberalisierung in Sowjetruß- 
land und den Satellitenstaaten unaufhaltsam weiter- 
gehe ; deshalb halte er es für wichtig, daß der Euro- 
parat eine Politik verfolge, die nicht zu einer Ver- 
schärfung der zweifellos bestehenden Gegensätze 


führe und daß die deutsche Bundesregierung eine 
neue Grundlage für ihre Ostpolitik suche. Seine Re- 
gierung habe sich stark für eine europäische Sicher- 
heitskonferenz engagiert, für die natürlich gewisse 
Voraussetzungen gegeben sein müßten, von der man 
aber nicht erwarten dürfe, daß schon von vornherein 
konkrete Resultate sichtbar würden; ihren Sinn finde 
sie in der Konfrontation aller jener Standpunkte, die 
die europäische Politik betreffen und für die auch 
das Nahostproblem von höchster Bedeutung sei. Er 
halte eine Politik der Annäherung für richtig, die er 
aber nicht mit appeasement verwechselt wissen 
möchte. 

An der anschließenden Diskussion stellten die deut- 
schen Abgeordneten Dr. Schulz (Berlin) (SPD), Blu- 
menfeld (CDU/CSU), Draeger (CDU/CSU), Lenze 
(Attendorn) (CDU/CSU) und Sieglerschmidt (SPD) 
Fragen an Bundeskanzler Kreisky, der in seiner Ant- 
wort einzelne Punkte seiner Ausführungen ergänzte 
und präzisierte. Die Berlin-Frage müsse auf einer 
Sicherheitskonferenz behandelt werden, auch wenn 
es zu keiner Ratifizierung der Verträge in Moskau 
und Warschau komme, weil diese vorher nicht gelöst 
werden könne. Es werde sich um eine Reihe von 
Konferenzen handeln, an der auch die USA und 
Kanada gleichberechtigt teilnehmen müßten. Was 
immer die Ziele der Sowjetunion sein mögen, auf 
keinen Fall wünsche sie eine gut funktionierende 
NATO und die Integration Europas; aber schließlich 
sei ja entscheidend, was die westlichen Partner 
selbst wollten und was sie zu vertreten bereit seien. 

In der politischen Debatte bezeichnete es Abg. Bauer 
(Würzburg) (SPD) als besonders begrüßenswert, daß 
sowohl im Bericht selbst wie in den Reden klar zum 
Ausdruck gekommen sei, wie sehr man Berlin als 
einen Testfall in der Ost-West-Politik betrachte. Ber- 
lin habe wiederholt im europäischen Blickfeld ge- 
standen, es sei jetzt erneut in den Vordergrund ge- 
rückt, da die DDR im Bewußtsein ihrer besonderen 
Position innerhalb des Ostblocks Forderungen stelle, 
die von ihren Partnern nicht ohne weiteres überhört 
werden könnten; um so wichtiger sei es, daß auf 
deutscher und überhaupt auf westlicher Seite Stand- 
festigkeit gezeigt werde, wenn die Frage der Zuge- 
hörigkeit Berlins zur Bundesrepublik und zum 
Westen zur Debatte stehe. Deshalb habe der Aus- 
schuß auf Anregung der deutschen Delegierten eine 
eigene Berlin-Erklärung gebilligt, in der noch einmal 
ausdrücklich darauf hingewiesen werde, daß eine 
dauerhafte Berlin-Lösung ein sichtbarer Test für die 
Tragfähigkeit der Verträge wie für eine europäische 
Friedensordnung sei. 

Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) appellierte an alle 
Mitglieder der Versammlung, diese Berlin-Erklärung 
zu unterschreiben und damit ihre Solidarität mit dem 
moralischen Fundament, auf dem der Europarat 
stehe, zu dokumentieren. Er selbst lehne es ab, über 
eine „befriedigende" Berlin-Lösung zu sprechen, so- 
lange Mauer und Stacheldraht die Stadt teile; wenn 
aber im Augenblick leider nicht an deren Beseitigung 
zu denken sei, so dürften mindestens die von den 
Westmächten garantierten politischen Bindungen 
West-Berlins an die Bundesrepublik keinesfalls in 
Frage gestellt werden, und es müsse eindeutig fest- 
gestellt werden, daß ganz Berlin de jure und min- 
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destens West-Berlin de facto nicht auf dem Territo- ! 
rium der DDR lägen. Deshalb müßten die Zugangs- 
wege unbedingt störungs- und sdiikanenfrei gehal- 
ten werden, und niemand könne der Bundesregie- 
rung zumuten, um eines theoretischen Entspannungs- 
konzepts willen etwas zu konzedieren, was der 
Rechtslage in keiner Weise gerecht werde. 

Abg, Sieglerschmidt (SPD) sagte, der Westen müsse, 
ebenso wie der Osten das zweifellos tue, das Berlin- 
Problem im Zusammenhang mit den anderen Span- 
nungsmomenten in der gegenwärtigen Situation 
dem Nah ostkonflikt, den SALT-Gesprächen, den Ost- 
verträgen sehen; die Moskauer Politik sei konser- 
vativ in ihrem eigenen Machtbereich und revolutio- 
när, soweit sie es mit Partnern außerhalb ihrer Ein- 
flußsphäre zu tun habe. Der Sowjetregierung müsse 
klargemacht werden, daß man nicht um jeden Preis 
zur Zusammenarbeit bereit sei. Man brauche nicht so 
weit zu gehen, die Abschaffung der Breschnew-Dok- 
trin zur ausdrücklichen Vorbedingung einer europäi- 
schen Sicherheitskonferenz zu machen, aber es sei 
wohl selbstverständlich, daß sich eine ausgeglichene 
europäische Friedensordnung niemals mit dieser 
Doktrin in Übereinstimmung bringen lasse. 

Abg. Lenze (Attendorn) (CDU/CSU) meinte bei der 
Lösung der Ost-West-Fragen müsse man die gleiche 
lange Geduld aufbringen, wie der Osten, man müsse 
sich darauf einstellen, daß der Inhalt und Stil der 
Politik Moskaus sich so schnell nicht ändern werde. 
Er bedauerte es, daß in der Bundesrepublik sowohl 
im Volk wie im Parlament noch keine einheitliche 
Plattform für die Ostpolitik der jetzigen Bundes- 
regierung gefunden worden sei, das sei um so ge- 
fährlicher, als das die Sowjetunion dazu verführen 
könne, ihren Einfluß auszudehnen und ständig zu 
intervenieren. Die Konsolidierung der NATO und 
die Festigung der Einheit Europas seien seiner Mei- 
nung nach unabdingbare Voraussetzungen sowohl 
für eine erfolgreiche Ostpolitik wie für eine euro- 
päische Sicherheitskonferenz, sonst bestehe die Ge- 
fahr, daß eine solche Konferenz die Amerikaner aus 
Europa hinausmanövrieren, die NATO weiter ge- 
fährden und die Einigungsbestrebungen lähmen 
werde; durch eine permanente Sicherheitskonferenz 
könne der Frieden sicher nicht gewährleistet wer- 
den. 

Zum Abschluß dieser Debatte erklärte Abg. Blumen- 
feld (CDU/CSU) als Vorsitzender des Politischen 
Ausschusses, der europäischen Ostpolitik müsse man 
die sowjetische Westpolitik gegenüberstellen, wobei 
festzustellen sei, daß die Sowjetunion bis jetzt noch 
keinen Preis gezahlt habe für das, was sie Entspan- 
nung nennt und es noch unentschieden sei, welche 
Seite größere Vorteile davon erwarten könne,- es 
komme also darauf an, wer die längere Geduld auf- 
bringe. Er sehe es als ein erfreuliches Zeichen der So- 
lidarität der europäischen Politiker an, daß mehr als 
hundert Mitglieder der Beratenden Versammlung die 
Berlin-Erklärung unterzeichnet hätten, er müsse je- 
doch der Auffassung von Bundeskanzler Kreisky wi- 
dersprechen, der meinte, daß man auf der geplanten 
Sicherheitskonferenz die Berlin-Frage zu lösen ver- 
suchen müsse, wenn vorher eine Einigung nicht zu- 
stande käme. Moskaus Ziele seien die Legalisie- 
rung der Grenzen, die Nutzung der europäischen | 


! Wirtschafts- und Finanzkraft und der Abzug der 
amerikanischen Truppen aus Europa, während der 
Westen unter Entspannung vor allem den freien 
Austausch von Meinungen, Menschen und Kultur- 
gütern verstehe. 

(Die Übersetzung der am Schluß der Debatte ange- 
nommenen Texte der Empfehlung 638, der Entschlie- 
ßung 483 und der Berlin-Erklärung ist im Anhang 
beigefügt.) 

In der anschließenden Debatte über die besonderen 
Probleme Lateinamerikas betonte Abg. Dr. Müller 
(München) (SPD), daß bei aller Bedeutung der wirt- 
schaftlichen Hilfe für Südamerika sowohl durch Pri- 
vatinvestitionen wie durch staatliche Unterstützung 
es doch nicht übersehen werden sollte, daß die engen 
geistigen Beziehungen, die zwischen den beiden 
Kontinenten seit Jahrhunderten bestehen, ideale 
Voraussetzungen für die weitere fruchtbare Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet der modernen Wissen- 
schaft und Technologie seien; er könne sich vorstel- 
len, daß die Gründung einer gemeinsamen europä- 
isch-lateinamerikanischen Universität die Basis für 
gegenseitige Verständigung erweitern werde; sie 
würde außerdem den Ländern Südamerikas jene Ex- 
perten zur Verfügung stellen, die sie für ihren wirt- 
schaftlichen und technologischen Fortschritt so 
dringend benötigten. 

Abg. Frau Klee (CDU/CSU) hob die Bedeutung der 
Deklaration von Buenos Aires hervor, in der sämt- 
liche südamerikanische Staaten substantielle und 
realistische Vorschläge erarbeitet haben, um sowohl 
ihre zwischenstaatliche Zusammenarbeit zu verbes- 
sern wie auch die Kontakte zwischen beiden Län- 
dergruppen diesseits und jenseits des Atlantiks zu 
fördern. Nicht nur der Europarat, sondern auch die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hätten diese 
Erklärung positiv aufgenommen, und es seien bereits 
Vorbereitungen im Gänge, um über Zollsenkungen, 
Finanzhilfen, Investitionen und technisch- wissen- 
schaftliche Kooperation den südamerikanischen Staa- 
ten die erforderliche Unterstützung zuteil werden 
zu lassen. Eine Institutionalisierung dieser Zusam- 
menarbeit sei wünschenswert, wenn kontinuierliche 
Fortschritte erzielt werden sollen. Lateinamerika 
habe seinen guten Willen gezeigt. 

In der Debatte über Agrarfragen legte Abg. Dr. Her- 
me sdorf (Schleiden) (CDU/CSU) einen Bericht seines 
Ausschusses über das Problem der freiwilligen Zu- 
sammenarbeit in der Landwirtschaft auf dem Gebiet 
der Produktion vor, das deshalb von besonderer 
Wichtigkeit sei, weil die überkommenen Strukturen 
nicht mehr den gegenwärtigen und zukünftigen 
agrarpolitischen Notwendigkeiten entsprächen; der 
bäuerliche Familienbetrieb könne nur erhalten wer- 
den, wenn rationellere Produktionsformen gefunden 
würden, z. B. die gemeinsame Nutzung von Maschi- 
nen, die Zusammenarbeit in Betriebshelfer-, Anbau- 
und Viehzüchtergemeinschaften und schließlich der 
Zusammenschluß von Einzelbetrieben zur gemein- 
samen Bewirtschaftung. Unbedingte Voraussetzung 
sei, daß solche Zusammenschlüsse nur auf freiwilli- 
ger Basis erfolgen könnten. Wenn durch diese über- 
betriebliche Zusammenarbeit auch nicht alle Pro- 
bleme unserer Landwirtschaft gelöst werden könn- 
1 ten, so werde sie sich voraussichtlich in der Zukunft 
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doch immer mehr durchsetzen; der Ausschuß habe es 
deshalb für richtig gehalten, einige erste Anregun- 
gen für die weitere Entwicklung zu erarbeiten. 

Abg. Frau Herklotz (SPD) führt zum Jahresbericht 
der Welternährungsorganisation der UNO, der FAO 
aus, daß diese ihr Ziel, den Hunger aus der Welt 
zu verbannen noch nicht erreicht habe; eine bessere 
Verteilung der Agrarübersdiüsse und eine Erhöhung 
der Mittel der FAO könnten zwar einige Verbesse- 
rungen bringen, aber auf die Dauer werde nur eine 
richtige Beschäftigungs-Politik der Entwicklungs- 
länder selbst mit dem Problem fertig werden. Der 
Weltleitplan der FAO sehe deshalb nicht nur die 
Koordinierung der Ernährungshilfe, sondern vor 
allem die Erweiterung der Erziehungs- und Ausbil- 
dungshilfe vor. Eine groß angelegte Aktion des 
Europarates und eine großzügiger Beitrag jedes der 
Mitgliedsländer würde nicht nur den hungernden 
Menschen helfen, sondern auch die Bedeutung des 
Europarates in den Ländern der Dritten Welt vor 
Augen führen und deren Zukunft mitgestalten 
helfen. 

Am letzten Tag der Sitzungsperiode wurden noch 
Berichte über die europäische Integration und die 
Lage in Griechenland behandelt; der Vorsitzende des 
zuständigen Ausschusses, Abg. Blumenfeld (CDU/ 


CSU), führt hierzu aus, der Europarat habe die Auf- 
gabe, die Überlegungen von Brüssel unter der 
Perspektive seiner 17 Mitgliedstaaten zu überden- 
ken, von denen einige ja auch als Außenstehende 
sehr unmittelbar davon berührt würden. Er habe aus 
der Debatte und auch aus den Verlautbarungen der 
Regierungen nicht den Eindruck gewonnen, daß man 
sich schon über das einig sei, was das Endziel des 
langen Integrationsprozesses sein solle. Im Namen 
seines Ausschusses richte er an den Ministerrat der 
EWG und die Regierungen die ganz dringende Bitte, 
so zu handeln, daß die Erweiterung der Gemein- 
schaften noch in diesem Jahr Tatsache werde. Zur 
Frage Griechenland meinte der Redner, seine Kom- 
mission werde sich in Zukunft nicht mehr mit dieser 
Frage befassen, da Griechenland nicht mehr Mitglied 
des Europarates sei; alle europäischen Parlamenta- 
rier hofften aber, daß der Prozeß der Demokratisie- 
rung in diesem Land bald beendet werde, so daß 
wieder frei gewählte griechische Parlamentarier in 
die Versammlung zurückkehren könnten; er glaube, 
einige Anzeichen für eine gewisse Änderung in den 
Methoden der griechischen Regierung zu erkennen 
und könne nur wünschen, daß sich in Athen diejeni- 
gen durchsetzen werden, die gegebene Versprechun- 
gen zu erfüllen bereit sind. 


Bonn, den 5. März 1971 


Dr. Schulz (Berlin) Blumenfeld 

Der Stellvertretende Sprecher Der Sprecher 


Berichtigung: 

Im Bericht über die Septembertagung 1970 der Be- 
ratenden Versammlung — Drucksache VI/ 1423 S. 2 — 
sind in dem Absatz über die Ausführungen von Abg. 
Sieglerschmidt über das Problem der Rauschgiftsucht 
die Worte „es könne als erwiesen gelten" zu er- 
setzen durch „es könne nicht als erwiesen gelten". 
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Anlage 


Übersetzung 

Empfehlung 638 

über die allgemeinen und kulturellen Aspekte der Ost- West-Beziehungen 

angenommen von der Beratenden Versammlung des Europarates 
am 27. Januar 1971 


Die Versammlung 

1. bedauert es, daß sich die Ost-West-Beziehun- 
gen trotz der vom Westen, insbesondere von der 
Bundesrepublik Deutschland, unternommenen An- 
strengungen im Laufe der letzten Monate nicht ver- 
bessert haben; 

2. stellt fest, daß gewisse Hoffnungen, die die Un- 
terzeichnung des deutsch-sowjetischen Vertrages er- 
weckte, sich bis heute nicht erfüllt haben und daß die 
Sowjetregierung nicht die konstruktive Politik ver- 
folgt, die die Versammlung in ihrer Empfehlung 
614 gewünscht hatte; 

3. stellt fest, daß in den Viermächtegesprächen 
über Berlin wieder einmal kein Fortschritt erzielt 
worden ist-, 

4. ist jedoch überzeugt, daß es in Europa keine 
echte Entspannung geben kann, wenn sich die vier 
Mächte nicht über eine annehmbare vertragliche Re- j 
gelung der Berlin-Frage einigen, in der es vor allem 
darum gehen muß: 

a) die freien Zufahrtswege nach West-Berlin für 
Personen und Güter endgültig zu garantieren und 
jede Behinderung auf diesem Gebiet auszuschlie- 
ßen; 

b) die zwischen West-Berlin und der Bundesrepublik 
bestehenden politischen, wirtschaftlichen und 
kulturellen Verbindungen zu erhalten, 

c) und jeder Diskriminierung der Westberliner Be- 
völkerung ein Ende zu machen; 


5. ist der Auffassung, daß alles getan werden 
muß, um die Gebiete gemeinsamen Interesses für 
West- und Osteuropa ausfindig zu machen und da- 
von ausgehend die Spannungen zu verringern und 
eine friedliche Zusammenarbeit zwischen allen euro- 
päischen Ländern sicherzustellen, was das Ziel einer 
möglichen europäischen Sicherheitskonferenz sein 
sollte? 

6. stellt fest, daß die Unterzeichnung des deutsch- 
polnischen Vertrages einen wesentlichen Schritt in 
Richtung auf eine Verbesserung der Ost- West-Be- 
ziehungen darstellt; 

7. hält es für die westeuropäischen Länder für 
lebensnotwendig, ihre Einheit zu verstärken und für 
wünschenswert, ihre politischen Standpunkte in den 
Verhandlungen mit Osteuropa besser abzustimmen; 

8. empfiehlt dem Ministerkomitee, die Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten einzuladen: 

| a) auf der Notwendigkeit einer annehmbaren Re- 
gelung der Berlin-Frage, von der jeder bedeu- 
tende Fortschritt auf dem Wege in einer Ver- 
ringerung der Spannungen zwischen Ost und 
West abhängt, zu bestehen; 

b) sich des Ministerkomitees als eines Forums der 
Beratung und besseren Abstimmung ihrer Ost- 
politik zu bedienen; 

c) ihre Vorstellungen von zukünftigen Mechanis- 
men der Zusammenarbeit zwischen den einzelnen 
westeuropäischen Ländern und von der Rolle, 
die dem Europarat auf diesem Gebiet zukommen 
soll, aufeinander abzustimmen. 
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Übersetzung 

Entschließung 483 

betr. die Fortschritte der europäischen Integration 

angenommen von der Beratenden Versammlung des Europarates 
am 28. Januar 1971 


Die Versammlung 

1. ist der Auffassung, daß in den Verhandlungen 
zwischen den europäischen Gemeinschaften und den 
Staaten, die ein Beitrittsgesuch als Vollmitglied ge- 
stellt haben, Fortschritte zu verzeichnen sind, ob- 
gleich noch eine Reihe schwieriger Probleme zu lösen 
sind? 

2. stellt fest, daß die Gemeinschaften Sondierungs- 
gespräche mit anderen europäischen Staaten, insbe- 
sondere mit Österreich, Schweden und der Schweiz, 
begonnen haben; 

3. äußert die Hoffnung, daß die Verhandlungen 
mit allen beteiligten Staaten alsbald positive Ergeb- 
nisse zeitigen, und hält es für wünschenswert, daß 
die verschiedenen abzuschließenden Abkommen 
gleichzeitig in Kraft treten; 

4. begrüßt die Entscheidung der Regierungen der 
Sechs, regelmäßige Beratungen über außenpoliti- 
sche Fragen abzuhalten, und äußert den Wunsch, 
daß die hierfür bestimmten institutionellen Mecha- 
nismen verstärkt werden; 


5. ist der Auffassung, daß die derzeitige Form der 
zwischenstaatlichen Zusammenarbeit im politischen 
Bereich wenig dazu geeignet ist, die unterschied- 
lichen Standpunkte in der Außenpolitik zu über- 
winden und es den Ländern Westeuropas zu ermög- 
lichen, mit einer Stimme zu sprechen; 

6. nimmt mit Interesse den „Werner-Bericht" über 
die Wirtschafts- und Währungsunion zur Kenntnis 
und ist der Auffassung, daß die Verwirklichung sei- 
ner Grundsätze von großer politischer Tragweite 
einen wichtigen Schritt auf dem Wege zur europäi- 
schen Einheit darstellen und den politischen Eini- 
gungsprozeß Europas beschleunigen könnte? 

7. hofft folglich, daß die hier entstandenen Schwie- 
rigkeiten bald überwunden werden; 

8. bestätigt, daß die Erweiterung der Gemein- 
schaften und ihre Weiterentwicklung in Richtung auf 
eine politische Wirtschafts- und Währungsunion 
eine Stärkung der Gemeinschaftsinstitutionen erfor- 
dert, die Hand in Hand mit einer Vergrößerung 
des Einflusses und der Kontrolle des Parlaments 
gehen muß. 


7 



Drucksache VI/1924 


Deutscher Bundestag — 6, Wahlperiode 


Beratende Versammlung des Europarates 


Dok. 2917 


Schriftliche Erklärung Nr. 6 (1971) 
betr. Berlin 

Die Unterzeichneten Mitglieder der Versammlung erklären: 

Wieder einmal — wie schon mehrfach in den vergangenen Jah- 
ren — steht Berlin im Mittelpunkt internationaler Diskussionen. 
Es geht nicht um ein lokales Problem, sondern um die Erfolgs- 
Chance der Entspannungspolitik auf unserem Kontinent. Der 
Sonder-Status der früheren deutschen Hauptstadt beruht nicht 
allein auf interalliierten Abkommen, sondern ist bis heute wie 
Völkerrecht von den vier Partnern respektiert worden. Darum 
liegen de jure ganz Berlin, de facto zumindest der von den 
drei Westmächten in seiner Freiheit garantierte Teil Berlins 
nicht auf dem Territorium der DDR. Störmaßnahmen auf den 
Zugangswegen — wie sie in letzter Zeit mehrfach zu verzeich- 
nen waren — und für die nächsten Tage wieder angekündigt 
wurden, sind mit völkerrechtlichen Grundsätzen nicht vereinbar. 
Eine dauerhafte Berlin-Regelung kann nur von der Respektie- 
rung gewordener Realitäten ausgehen. — Die Unterzeichneten 
Parlamentarier der Beratenden Versammlung des Europarates 
erwarten nunmehr von der Sowjet-Union und den anderen Mit- 
gliedern des Warschauer Paktes, daß sie in und um Berlin 
Bedingungen schaffen helfen, die sowohl ein sichtbarer Test für 
die Tragfähigkeit des Moskauer Vertrages als auch für die 
Glaubwürdigkeit ihrer Bemühungen um das Zustandekommen 
einer europäischen Friedens- und Sicherheitskonferenz sind und 
darüber hinaus den Weg zu einer dauerhaften europäischen 
Friedensordnung ebnen. 

(Folgen: 107 Unterschriften) 
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